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Stellungnahme 

Die Bundesrechtsanwaltskammer ist die Dachorganisation der anwaltlichen Selbstverwaltung. Sie ver-

tritt die Interessen der 28 Rechtsanwaltskammern und damit der gesamten Anwaltschaft der Bundes-

republik Deutschland mit rund 166.000 Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten1 gegenüber Behörden, 

Gerichten und Organisationen – auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene. 

Die Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK) nimmt zu dem Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Stär-

kung der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung in Planungs- und Genehmigungsverfahren (BT-Drs. 

20/11980) wie folgt Stellung: 

Vorbemerkung 

Die Regelung zur frühen Öffentlichkeitsbeteiligung wurde durch das Gesetz zur Verbesserung der Öf-

fentlichkeitsbeteiligung und Vereinheitlichung von Planfeststellungsverfahren (PlVereinhG, BGBl. I 

2013, S. 1388) mit Wirkung ab 07.06.2013 als Absatz 3 in § 25 VwVfG eingefügt. Sie sieht – zusam-

mengefasst – vor, dass die Behörde darauf hinwirkt, dass der Vorhabenträger die betroffene Öffentlich-

keit frühzeitig – möglichst bereits vor der Stellung seines Antrags – über die Ziele des Vorhabens, die 

Mittel, es zu verwirklichen, und die voraussichtlichen Auswirkungen des Vorhabens unterrichtet. Der 

betroffenen Öffentlichkeit soll Gelegenheit zur Äußerung und zur Erörterung gegeben werden. Das Er-

gebnis der vor Antragstellung durchgeführten frühen Öffentlichkeitsbeteiligung soll der betroffenen Öf-

fentlichkeit und der Behörde spätestens mit der Antragstellung, im Übrigen unverzüglich mitgeteilt wer-

den. 

Seit 2015 existiert die Richtlinie VDI 7000 „Frühe Öffentlichkeitsbeteiligung bei Industrie- und Infrastruk-

turprojekten“ mit Hinweisen für Vorhabenträger zur Nutzung dieses Instruments. Die Richtlinie wird der-

zeit u. a. zur Anpassung an die neue Rechtslage überarbeitet. 

Ziel des Regierungsentwurfs ist es, Planungs- und Genehmigungsverfahren möglichst schnell und ef-

fektiv durchzuführen werden. Hierbei sei es hinderlich, wenn die Weiterverwendung der Ergebnisse aus 

der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung im Sinne des § 25 Abs. 3 VwVfG im anschließenden Verwaltungs-

verfahren vor digitalen Hürden steht oder wenn unterschiedliche Formate die digitale Weiterbearbeitung 

erschweren. Die digitale und dadurch möglichst beschleunigte Durchführung des anschließenden Ver-

waltungsverfahrens soll daher gefördert werden, indem insbesondere die Ergebnisse aus der frühen 

Öffentlichkeitsbeteiligung bereits in verkehrsüblichem elektronischem Format in den behördlichen Pro-

zess einfließen können, so der Regierungsentwurf. 

Artikel 1 – Änderung des Verwaltungsverfahrensgesetzes 

Zu Art. 1 Nr. 3: § 25a VwVfG-E (Frühe Öffentlichkeitsbeteiligung) 

Mit einer eigenen Regelung in § 25a VwVfG-E mit der Überschrift „Frühe Öffentlichkeitsbeteiligung“ soll 

das Instrument immerhin stärker in das Blickfeld der Behörden, der Vorhabenträger und der Öffentlich-

keit gerückt werden. Dies ist ebenso zu begrüßen wie die geplante Klarstellung in § 25a Abs. 1 Satz 1 

                                                      
1 Im Interesse einer besseren Lesbarkeit wird nicht ausdrücklich in geschlechtsspezifischen Personenbezeichnun-

gen differenziert. Die im Folgenden willkürlich gewählte weibliche oder männliche Form schließt alle Geschlechter 
gleichberechtigt ein. 
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VwVfG-E, nach der die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung im Hinblick auf das angestrebte Ziel einer Opti-

mierung des Antrags bereits vor Antragstellung durchgeführt werden soll (bislang „möglichst bereits vor 

Stellung eines Antrags“, vgl. § 25 Abs. 3 Satz 2 VwVfG). 

Die Erfahrungen zeigen, dass die frühe Öffentlichkeitsbeteiligung geeignet ist, mögliche Konflikte früh-

zeitig zu erkennen, zu entschärfen und damit letztlich das Zulassungsverfahren von Industrie- und Inf-

rastrukturprojekte zu beschleunigen. 

Während eine frühe Öffentlichkeitsbeteiligung bei planfeststellungspflichtigen Infrastrukturvorhaben 

häufig durchgeführt wird, hat sich das Instrument bei immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürf-

tigen Vorhaben (i. d. R. Industrieanlagen), die ebenfalls nicht nur unwesentliche Auswirkungen auf die 

Belange einer größeren Zahl von Dritten haben können (vgl. § 25 Abs. 3 Satz 1 VwVfG), bislang nicht 

in gleicher Weise durchgesetzt. Es ist zu bezweifeln, dass die geplante Novelle daran etwas ändert, da 

sie in der Sache auf punktuelle Änderungen beschränkt bleibt und die breite Kritik, die die Vorschrift seit 

ihrer Einfügung begleitet (vgl. nur Stelkens/Bonk/Sachs/Kallerhoff/Fellenberg, 10. Aufl. 2022, VwVfG 

§ 25 Rn. 67 m.z.N.), nicht aufgreift. 

Im Übrigen sollen die Änderungen darin bestehen, dass der neue § 25a Abs. 3 VwVfG-E die Dokumen-

tationspflicht gegenüber der Behörde und der Öffentlichkeit erweitert. Danach soll der Vorhabenträger 

Inhalt und abschließendes Ergebnis der frühen Öffentlichkeitsbeteiligung in einem verkehrsüblichen 

elektronischen Format unverzüglich, spätestens mit der Antragstellung, an die Behörde übermitteln 

(Satz 1 Nr. 1) und der betroffenen Öffentlichkeit mitteilen (Satz 1 Nr. 2). Für die Übermittlung nach Nr. 1 

soll zudem ein maschinenlesbares Format verwendet werden, wenn auf Seiten des Vorhabenträgers 

und der Behörde die technischen Voraussetzungen vorliegen und kein unverhältnismäßig hoher Auf-

wand entsteht (Satz 2).  

Ziel dieser Regelung ist es ausweislich der Begründung der Bundesregierung, die Erkenntnisse aus der 

frühzeitigen Beteiligung ggf. zur Optimierung des Antrags und zur Beschleunigung des nachfolgenden 

Genehmigungsverfahrens zu nutzen. Es ist deshalb nicht nachvollziehbar, dass die Pflicht zur unver-

züglichen Mitteilung des Inhalts und des abschließenden Ergebnisses der frühen Öffentlichkeitsbeteili-

gung offenbar nur noch im Verhältnis zur Behörde (bei der Übermittlung nach Ziffer 1) gelten soll und 

die Pflicht zur Unverzüglichkeit nicht auch wie bisher bei der Mitteilung  im Verhältnis zu der betroffenen 

Öffentlichkeit gelten soll (vgl. § 25 Abs. 3 Satz 4 VwVfG-E einerseits und § 25a Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 und 

2 VwVfG-E andererseits).  

 

- - -  


